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Mündliche Anfragen 


gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 151. und 153. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 15. März 1961, 
und Freitag, den 17. März 1961 


I. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 

Abgeordneter Wann und wie hat das „Bulletin des Presse- 
Dr. Mommer und Inforrnationsamtes der Bundesregierung" 

seinen Lesern Mitteilung von dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts im Fernseh- 
streit vom 28. Februar 1961 gemacht? 


II. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


II. 1. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, wie es mit der Regelung der Scha- 
densersatzansprüche derjenigen Reedereien 
steht, deren Schiffe durch französische See- 
streitkräfte widerrechtlich aufgebracht wurden? 


II. 2. Abgeordneter Hat der Herr Bundesaußenminister anläßlich 
Dr. Zimmer des Besuchs des luxemburgischen Außen- 

ministers Schaus am 9. März 1961 u. a. auch 
die Frage derjenigen luxemburgischen Staats- 
bürger, die während der Besetzung ihres 
Landes zwangsweise zur deutschen Wehr- 
macht eingezogen wurden, im Zusammenhang 
mit dem deutsch-luxemburgischen Ausgleichs- 
vertrag besprochen? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zum 
Diel Schutz der Ehre der deutschen Soldaten 

gegen die am 13. Januar 1961 im „Vorwärts" 
erschienene Behauptung, in den ersten Tagen 
des Juli 1941 seien nach dem deutschen 
Einmarsch in Lemberg 34 000 Personen er- 
mordet worden, zu tun ? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

IV. 1. Abgeordneter Hat die Bundesregierung ihre erklärte Ab- 

Dr. Atzenroth sicht restlos verwirklicht, Bauaufträge nur 

dann zu vergeben, wenn keine höheren 
Preise als im vergangenen Jahr gefordert 
werden ? 
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IV. 2. Abgeordneter Treffen die Pressemeldungen zu, wonach die 
Dr. Dr. h. c. Bundesregierung es abgelehnt hat, sich an 

Friedensburg dem Zinnabkommen zu beteiligen, und welche 

Gründe bestimmen die Bundesregierung, die 
im Interesse einer wirksamen Entwicklungs- 
hilfe geforderten Bemühungen um Preis- 
stabilität für die von diesen Ländern zu 
liefernden Rohstoffe abzulehnen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die deutsche Seeschiffahrt und die Werft- 
industrie als Folge der Aufwertung der 
D-Mark in entscheidender Weise in ihrer 
Konkurrenzfähigkeit gegenüber dem Ausland 
geschwächt werden, und ist sie bejahenden- 
falls deshalb bereit, für diese beiden Wirt- 
schaftszweige unterstützende Maßnahmen 
einzuleiten ? 


Hat das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft schon die Untersuchungen über die 
Konzentration in der Wirtschaft aufgenommen, 
mit denen es durch das vom Deutschen 
Bundestag am 9. November 1960 verab- 
schiedete Gesetz über eine Untersuchung der 
Konzentration in der Wirtschaft beauftragt 
wurde ? 


IV. 5. Abgeordneter Auf welcher Rechtsgrundlage beruht der 

Jahn (Marburg) Beschluß der Bundesregierung über die Auf- 

wertung der D-Mark? 

IV. 6. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregie- 
Dr. Imle rung ergreifen, um der im Hinblick auf die 

angespannte Wettbewerbslage auf dem Welt- 
markt durch die D-Markaufwertung drohen- 
den weiteren Minderung des Auftragsbe- 
stands der deutschen Werftindustrie entge- 
genzuwirken ? 

IV. 7. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
Dr. Imle ergreifen, um der durch die Aufwertung zu 

erwartenden Verschlechterung der Lage der 
deutschen Reedereien gegenüber der aus- 
ländischen Konkurrenz entgegenzuwirken? 

IV. 8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Grenzgänger, 
Bühler* welche in der Schweiz arbeiten, durch geeig- 

nete Maßnahmen zu entschädigen für Kurs- 
verluste, die ihnen durch die Aufwertung 
der D-Mark entstehen, zumal diese Arbeit- 
nehmer schon immer audi den Arbeitgeber- 
anteil an der Arbeitslosenversicherung selbst 
tragen mußten ? 


IV. 4. Abgeordneter 

Dr. Imle 


IV. 3. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


*) Fragesteller hat sidi mit schriftlicher Beantwortung einverstanden erklärt 
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IV. 9. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu Gunsten 
Wilhelm der Grenzgänger und Empfänger von Pen- 

sionen und Renten aus dem Währungsaus- 
land zu tun, die infolge der Aufwertung 
der D-Mark eine Minderung ihrer Bezüge 
erlitten haben? 

V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 

V. 1. Abgeordneter In der Annahme, daß der Bundesregierung 

Dr. Kliesing bekannt ist, daß in einzelnen römischen 

(Honnef)^ Tageszeitungen von „allerdings noch zu 

überprüfenden Gerüchten" gesprochen wird, 
wonach die Bundeswehr über 300 Südtiroler 
als Freiwillige aufgenommen habe, von de- 
nen zu befürchten sei, daß sie nach ihrer 
Ausbildung in der Bundeswehr und Rück- 
kehr nach Südtirol einen Kleinkrieg führen 
würden, frage ich die Bundesregierung, was 
sie zu tun gedenkt, um diesen offensichtlich 
haltlosen Gerüchten entgegenzutreten ? 

V. 9 , Abgeordneter Wann endlich wird die Bundesregierung die 

Wittrock nach § 5 Abs. 5 des Arbeitsplatzschutzge- 

setzes vom 30. März 1957 vorgesehene Rechts- 
verordnung, welche die Erstattung von Bei- 
trägen zur zusätzlichen Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung der zum Wehrdienst 
einberufenen Arbeitnehmer regeln soll, erlas- 
sen, die der Bundesverteidigungsminister 
nach seiner Mitteilung in der Fragestunde 
vom 11. November 1959 schon in etwa drei 
Monaten dem Kabinett vorzulegen hoffte? 

VI, Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

VI. 1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit den Grund- 

Seuffert Sätzen, die für die Führung von Bahnhofs- 

buchhandlungen als Nebenbetriebe der 
Deutschen Bundesbahn gelten müssen, für 
vereinbar, wenn der Vertrieb von Verlags- 
erzeugnissen in Bahnhofsbuchhandlungen da- 
von abhängig gemacht wird, daß der Grosso- 
Vertrieb dieser Schriften ausschließlich einer 
dein Bahnhofsbuchhändler gehörenden Buch- 
oder Zeitschriftengroßhandlung übertragen 
wird ? 

VI. 2. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung bei der Straßen- 
Dr. Bechert führung der Autobahn von Kassel nach 

Hainm die Interessen des Landkreises Hof- 
geismar zu berücksichtigen in der Weise, 
daß die Straße nordöstlich von Breuna herum- 
geführt und eine Auffahrt im Gebiet von 
Breuna von Nordosten her geschaffen wird? 

VI. 3. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
Dr. Bechert um die Bahnverbindung aus dem Raum von 

Nordrhein-Westfcilen nach Bad Wildungen 
zu verbessern? 


3 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2593 


VI. 4. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
Seuffert auf die Deutsche Bundesbahn einzuwirken, 

daß sie dem Grundsatz, bei der Vergebung 
von Nebenbetrieben der Bundesbahn mög- 
lichst viel mittelständische Existenzen zu 
berücksichtigen, insbesondere bei Bahnhofs- 
buchhandlungen dadurch Rechnung trägt, daß 
Konzentrationen von Bahnhofsbuchhand- 
lungen eines größeren Gebiets in einer 
Hand aufgelöst werden? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Abgeordneter Aus welchem Grunde hat die Deutsche Bun- 
Dr. Dahlgrün despost trotz mancher, allerdings nur „halber" 

Zusagen in den vergangenen Jahren bis 
heute noch keine Briefmaikenserie heraus- 
gebracht, die im Interesse der Heimatnatur 
und des Naturschutzes gute Markenbilder 
aus der vielfältigen deutschen Tier- und 
Pflanzenwelt zeigen? 

VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau 

VIII. 1. Abgeordneter Kann der Herr Wohnungsbauminister Aus- 
Müller-Hermann kunft darüber geben, in welcher Größen- 
ordnung sich die Vermögen bewegen, die sich 
die großen Wohnungsbaugesellschaften in den 
letzten 12 Jahren geschaffen haben? 

VIII. 2. Abgeordneter In wieweit gehen die Vermögen der großen 
Müller-Hermann Wohnungsbaugesellschaften auf Zuschüsse 
der öffentlichen Hand zurück ? 

VIII. 3. Abgeordneter Werden bei der Bundesregierung überle- 
Müller-Hermann gungen angestellt, wie der Zusammenballung 
von Hausbesitz in den Händen der großen 
Gesellschaften entgegengewirkt und eine 
Privatisierung der großen Vermögen durch 
die Schaffung von Wohnungseigentum ge- 
fördert werden kann? 


Bonn, den 10. März 1961 
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